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Aktenzeichens 1 ABR 4-3/75 
Beschluß des BAG vom 18» Juli 1978 LAG Düsseldorf
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lm Nomon des Volkes!

Beschluß

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts in der Sit­
zung vom 18, Juli 1978 durch den Richter Sichler als Vor­
sitzenden, die Richter Dr, Seidensticker und Dr. Dieterich 
sowie die ehrenamtlichen Richter Gnade und Dr. Menzel be­
schlossen j
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1. Auf die Rechtsbeschwerde des Antrag­
stellers wird der Beschluß des Lan­
desarbeitsgerichts Düsseldorf vom 23« 
Dezember 1974 - 11 Ta BY 125/74 - auf­
gehoben«

2. Die Beschwerde der Antragsgegnerin ge­
gen den Beschluß des Arbeitsgerichts
Duisburg vom 1. Oktober 1974 - 2 BY 
59/74 - und der Hilfsantrag der An­
trag sgegne rin auf Ersetzung der Zustim­
mung des Antragstellers zur Einstellung 
des Beteiligten R werden zurückge­
wiesen«

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

G r ü n d e :

1* Der Antragsteller ist der Betriebsrat bei der An- 
tragsgegnerin, die eine Brauerei betreibt« Durch im 
Sitzungsprotokoll niedergelegten Beschluß vom 5« März 
1974 hatte der Antragsteller dem von ihm gebildeten 
Betriebsausschuß die Wahrnehmung der Aufgaben des Be­
triebsrats bei der Einstellung von Arbeitnehmern zur 
selbständigen Erledigung übertragen»

Zu Beginn des Jahres 1974 teilte die Antragsgeg­
nerin dem Antragsteller mit, daß sie die Position ei­
nes Schichtführers in der Elaschenabfüllanlage beset­
zen wolle,, Auf Verlangen des Antragstellers fand eine 
Ausschreibung der Stelle durch Aushang im Betriebe 
statt mit dem Hinweis, daß die Meisterprüfung als 
Brauer und Mälzer erforderlich sei. Hierauf bewarb 
sich auch der Mitarbeiter H * Mit Schreiben
vom 26« März 1974 setzte die Antragsgegnerin den An-
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tragsteiler davon in Kenntnis, daß sie den Beteilig­
ten R - einen außerbetrieblichen Bewerber - zum
15. Mai 1974- als Schichtführer einstellen wolle und 
bat, etwaige Bedenken gegen die Einstellung binnen 
einer Woche schriftlich mitzuteilen. In dem Schreiben 
legte die Intragsgegnerin auch die Gründe für ihren 
Entschluß und für die Nichtberücksichtigung des Mit­
arbeiters H dar und führte hierzu aus, der
Mitarbeiter H könne, auch wenn er als Vertre­
ter eines Meisters eingesetzt werde, nicht den nöti­
gen Abstand zum Alkohol bewahren; hierin zeige sich 
deutlich eine Pührungsschwäche, die durch seine Unbe­
herrschtheit nach Alkoholgenuß noch unterstrichen wer­
de; dabei falle erschwerend ins Gewicht, daß er es 
als Schichtführer hauptsächlich mit weiblichen Mit­
arbeitern zu tun haben würde.

Am 29. März 1974 erhielt die Antragsgegnerin ei­
ne vom stellvertretenden Vorsitzenden des Antragstel­
lers Unterzeichnete Mitteilung gleichen Datums, in 
der es hieß, daß der Betriebsausschuß den Betriebs­
rat mit der Behandlung der Einstellung des Schicht­
führers in der Flaschenabfüllanlage beauftragt habe 
und daß der Betriebsrat der Einstellung des Bewerbers 
R gemäß § 99 Abs. 2 Nr. 4 BetrVG widerspreche und
vorschlage, den Mitarbeiter H als Schichtfüh­
rer in der Flaschenhalle einzusetzen. Als Begründung 
wurde angegeben, daß der Bewerber R zur Zeit
noch nicht die in der Stellenausschreibung geforder­
ten fachlichen Voraussetzungen erfülle, weil er die 
Braumeisterprüfung noch nicht abgelegt habe, während 
bei dem Bewerber H die fachlichen Vorausset­
zungen gegeben seien und dieser deshalb bei einer Ein­
stellung des Bewerbers R ungerechtfertigt benach­
teiligt würde.

4 ~

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  4  -

Am 1. April 1974 erhielt die Antragsgegnerin die 
dem Antragsteller zugeleitete formularmäßige Einstel­
lung sankündigung , versehen mit der Unterschrift des 
'stellvertretenden Betriebsratsvorsitzenden, kommentar­
los zurück.

Unter dem 2» April 1974 ging der Antragsgegaerin 
ein Schreiben des Betrieb saus schusse s gleichen Datums 
zu, worin dieser mit derselben Begründung wie zuvor 
der Antragsteller der Einstellung des Beteiligten R

widersprach und sich ebenfalls für den Bewerber 
H einsetzte. Noch am gleichen Tage zwischen
dem Betriebsausschuß und der Antragsgegnerin geführte 
Vermittlungsgespräche blieben ohne Ergebnis.

Mit Schreiben vom 4. April 1974 an den Antrag­
steller wies die Antragsgegnerin den gegen die geplan­
te Einstellung des Beteiligten R erhobenen Wi­
derspruch mit ausführlichen Gründen zurück. Weder der 
Antragsteller noch der Betriebsausschuß reagierten 
auf dieses Schreiben der Antragsgegnerin.

Nachdem der Beteiligte R Anfang Mai 1974
die Meisterprüfung als Braumeister abgelegt hatte, 
stellte die Antragsgegnerin ihn am 15. Mai 1974 als 
Schichtführer in der Flaschenabfüllanlage ein.

Mit seinem am 24. Juli 1974 beim Arbeitsgericht 
eingereichten Antrag erstrebt der Antragsteller die 
Aufhebung der Einstellung des Beteiligten R . Er 
hat dazu vorgetragen:

Die Antragsgegnerin habe den Beteiligten R 
ohne seine - des Antragstellers - Zustimmung und oh­
ne eine die Zustimmung ersetzende gerichtliche Ent­
scheidung als Schichtführer in der Flaschenabfüllan­
lage eingestellt. Dieses Vorgehen berechtige ihn ge­
mäß § 101 BetrVG, der Antragsgegnerin die unverzüg­
liche Aufhebung dieser personellen Maßnahme aufgeben 
zu lassen.
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Der Antragsteller hat beantragt,

der Antragsgegnerin aufzugeben, die 
durehgeführte Einstellung des Betei­
ligten R als Schichtführer für
die Eiaschenabfüllanlage ■unverzüg­
lich aufzuheben®

Die Antragsgegnerin hat um Zurückweisung des An­
trags- gebeten und in zweiter Instanz hilfsweise den 
Antrag gestellt, die Zustimmung des Antragstellers 
zur Einstellung des Beteiligten R zu ersetzen.
Sie hat entgegnet:

Dem Antragsteller fehle bereits das Rechtsschutz- 
interesse für sein Begehren. Er habe nämlich seinen 
ursprünglichen Widerspruch gegen die beabsichtigte 
Einstellung des Beteiligten R durch die am 1.
April 1974- erfolgte kommentarlose Rückgabe der mit 
der Unterschrift seines stellvertretenden Vorsitzen­
den versehenen formularmäßigen Einstellungsankündigung 
wieder zurückgezogen. Jedenfalls habe ihre Personal­
abteilung diesen Vorgang nur als Rücknahme des Wider­
spruchs deuten können. Damit sei die Zustimmung er­
teilt worden, so daß die später am 2. April 1974 er­
klärte Zustimmungsverweigerung des Betriebsausschus­
ses unbeachtlich sei. Hiervon abgesehen müsse die Zu­
stimmung des Antragstellers aber auch nach § 99 Abs.
3 BetrVG als erteilt gelten; denn die vom Antragstel­
ler gegebene Begründung für seinen Widerspruch sei 
nicht durch einen der in § 99 Abs* 2 BetrVG aufge­
zählten Zustimmungsverweigerungsgriinde gedeckt. Der 
Mitarbeiter H habe keinen Rechtsanspruch auf
die Stelle des Schichtführers gehabt. Das bloße Ent­
gehen einer Beförderungschance stelle keinen Nachteil 
im Sinne von § 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG dar. Unter die­
sen Umständen habe sie sich über den unschlüssigen 
und daher rechtlich unerheblichen Widerspruch des An­
tragstellers hinwegsetzen und die Einstellung des Be-
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teiligten R vornehmen dürfen, ohne zuvor eine die
Zustimmung des Antragstellers ersetzende gerichtliche 
Entscheidung herbeigeführt zu haben. Jedenfalls müsse 
. aber die Zustimmung des Antragstellers nunmehr auf ih­
ren Hilfsantrag hin ersetzt werden.

Der Antragsteller hat die Zurückweisung des Hilfs­
antrags der Antragsgegnerin beantragt und erwidert:

Die Rückgabe des mit der Unterschrift des stell­
vertretenden Betriebsratsvorsitzenden versehenen Ein­
stellungsformulars am 1. April 1974- habe die Antraga- 
gegnerin nicht als Rücknahme der zuvor ausdrücklich 
erklärten ZustimmiingsverweigeruBg verstehen können»
Da sowohl er - der Antragsteller - wie auch der Be­
triebsausschuß innerhalb der Wochenfrist des § 99 Abs.
3 Satz 1 BetrVG schriftlich ihre Zustimmung verwei­
gert hätten, komme es auch nicht darauf an, ob er 
selbst oder der Betriebsausschuß für die Mitbestim­
mung bei der Einstellung des Beteiligten R zu?»
ständig gewesen sei. Entgegen der Meinung der Antrags­
gegnerin müsse er sich auch nicht so behandeln lassen, 
als ob die Zustimmung erteilt worden wäre, weil er es 
an der schlüssigen Darlegung eines Zustimmungsverwei­
gerungsgrundes habe fehlen lassen. Als Grund für den 
Widerspruch sei angegeben worden, daß der Beteiligte 
R zur Zeit die erforderliche fachliche Qualifi­
kation nicht besitze, die bei dem Mitbewerber H 
jedoch vorhanden gewesen sei, so daß dieser wegen sei­
ner Nichtberücksichtigung bei der Stellenbesetzung 
ungerechtfertigt benachteiligt wäre. Damit sei ein 
konkreter Widerspruchsgrund im Sinne von § 99 Abs. 2 
Nr. 3 BetrVG angeführt worden. Das reiche zu einer 
ordnungsgemäßen Begründung der Zustimmungsverweigerung 
aus. Die Antragsgegnerin hätte deshalb den Beteilig­
ten R nicht ohne eine die Zustimmung ersetzende
gerichtliche Entscheidung einstellen dürfen. In dem
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vorliegenden Verfahren nach § 101 BetrVG könne die 
Antragsgegnerin nicht geltend machen, ein Zustim­
mung sverweigerung Brecht nach § 99 Abs, 2 BetrVG ha­
be nicht bestanden; denn sonst würde das Mitbestim­
mungsrecht des Betriebsrats unterlaufen.

Bas Arbeitsgericht hat dem Begehren des Antrag­
stellers entsprochen und der Intragsgegnerin aufge- 
geben, die durchgeführte Einstellung des Beteilig­
ten R als Schichtführer für die Flaschenabfüll-
anlage unverzüglich aufzuheben.

Auf die Beschwerde der Antragsgegnerin hat das 
Landesarbeitsgericht den erstinstanzlichen Beschluß 
abgeändert und den Antrag des Antragstellers zurück­
gewiesen. Mit seiner vom Landesarbeitsgericht zugelas­
senen Rechtsbeschwerde verfolgt der Antragsteller sein 
Begehren weiter. Die Antragsgegnerin bittet um Zu­
rückweisung der Rechtsbeschwerde.

II. Die Rechtsbeschwerde ist begründet. Sie führt 
zur Wiederherstellung des erstinstanzlichen Beschlus-
86 6 »

Im vorliegenden Streitfall handelt es sich um 
eine im Be schlußverfahren auszutragende Angelegen­
heit aus dem Betriebsverfassungsgesetz im Sinne von 
§ 2 Abs. 1 Ir. 4, § 8 Abs. 1, § 80 Abs. 1 ArbGG, näm­
lich um einen Antrag des antragsteilenden Betriebs­
rats nach §101 Satz 1 BetrVG mit dem Ziel, die An­
tragsgegnerin zur Rücknahme der Einstellung des Be­
teiligten R zu zwingen.

Hach § 101 Satz 1 BetrVG kann der Betriebsrat, 
wenn der Arbeitgeber eine personelle Maßnahme im Sin­
ne des § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG ohne Zustimmung des 
Betriebsrats durchführt, beim Arbeitsgericht beantra­
gen, dem Arbeitgeber die Aufhebung der personellen 
Maßnahme aufzugeben. Die Voraussetzungen dieser Vor-
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schrift sind hier entgegen der Ansicht des Landesar­
beitsgerichts erfüllt,

1, Zutreffend ist das Landesarbeitsgericht zunächst 
davon ausgegangen* daß der Antragsteller der von der 
Antragsgegnerin vorgenommenen Einstellung des Betei­
ligten R nicht zutgestimmt hat. Er hat im Gegen­
teil durch begründe ten Beschluß vom 29* Marz 1974, 
dessen Inhalt der Antragsgegnerin noch am selben Ta­
ge schriftlich mitgeteilt wurde, der beabsichtigten 
Einstellung innerhalb der Wochenfrist des § 99 Abs,
3 Satz 1 BetrVG ausdrücklich widersprochen. Der An­
tragsteller und nicht der von ihm gebildete Betriebs­
ausschuß war hier auch zur Ausübung des Mitbestim- 
mungsrechts des Betriebsrats bei der Einstellung be­
fugt, Zwar hat der Antragsteller mit Beschluß vom 5. 
März 1974 die Wahrnehmung seiner Aufgaben bei Perso­
naleinstellungen dem Betriebsausschuß übertragen. Er 
hat jedoch in seiner Sitzung vom 29, März 197h die 
Ausübung seines Mitbestimmungsrechts bei der Einstel­
lung des Beteiligten R wieder an sich gezogen,
was im Sitzungsprotokoll niedergelegt und der An­
tragsgegnerin schriftlich mitgeteilt worden ist.
Das war rechtlich möglich. Wie sich aus § 27 Abs, 3 
Satz 4 BetrVG ergibt, kann der Betriebsrat die Über­
tragung von Aufgaben an den Betriebsausschuß jeder­
zeit durch schriftliche Erklärung widerrufen. Es be­
stehen auch keine rechtlichen Bedenken gegen einen 
auf einen konkreten Einselfall beschränkten Wider­
ruf , wie es vorliegend geschehen ist. Im übrigen 
hat der Betriebsausschuß ebenfalls fristgemäß am 2* 
April 197h der Einstellung des Beteiligten R 
mit der gleichen Begründung wie der Antragsteller 
schriftlich widersprochen.

In der am 1# April 197h erfolgten kommentarlo­
sen Kickgabe der mit der Unterschrift des stellver-
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tretenden Betriebsratsvorsitzenden versehenen formu­
larmäßigen Einstellungsbenachrichtigung hat das Lan­
desarbeitsgericht mit Recht keine Zustimmungserklä­
rung gesehen. Nachdem der Antragsteller erst am 29. 
März 1974 gegenüber der Antragsgegnerin seine Zustim­
mung ausdrücklich schriftlich verweigert hatte, konn­
te die Antragsgegnerin die kommentarlose Rückgabe des 
Einstellungsformulars nicht dahin verstehen, der An­
tragsteller sei unvermittelt anderen Sinnes geworden 
und habe seine Bedenken gegen die beabsichtigte Ein­
stellung des Beteiligten R aufgegeben. Die Rück­
gabe des Einstellungsformulars konnte nach den Ge­
samtumständen vernünftigerweise nur dahin verstanden 
werden, daß der Antragsteller nach Bekanntgabe sei­
ner Entscheidung die Angelegenheit für sich als erle­
digt betrachte.

2. Nicht gefolgt werden kann jedoch der Auffassung 
des Landesarbeitsgerichts, der Antragsteller müsse 
sich gemäß § 99 Abs. 3 Satz 2 BetrVG so behandeln 
lassen, als hätte er die Zustimmung zur Einstellung 
des Beteiligten R erteilt.

Nach der genannten Vorschrift gilt die Zustim­
mung als erteilt, wenn der Betriebsrat nicht inner­
halb einer Woche nach Unterrichtung durch den Arbeit­
geber diesem schriftlich die Verweigerung seiner Zu­
stimmung mitteilt. Das Landesarbeitsgericht meint, 
diese gesetzliche Fiktion greife auch ein, wenn der 
Betriebsrat zwar Gründe für die Verweigerung seiner 
Zustimmung angegeben habe, diese Gründe aber keine 
schlüssige Darlegung eines der in § 99 Abs. 2 BetrVG 
aufgezählten Zustimmungsverweigerungstatbestände ent­
hielten. Das ist rechtsfehlerhaft.

Aus § 99 Abs. 3 Satz 1 BetrVG ergibt sich nur, 
daß die schriftliche Zustimmungsverweigerungserklä­
rung des Betriebsrats mit Gründen versehen sein muß.
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Daraus ist zu folgern, daß die Angabe von Gründen zum 
notwendigen Inhalt der Zustimmungsverweigerungserklä- 
rung gehört und daß eine Zustimmungsverweigerung oh­
ne Gründe unwirksam ist« Da der Betriebsrat seine Zu­
stimmung nur beim Vorliegen eines der in § 99 Abs. 2 
Nrn. 1 - 6  BetrVG aufgezählten Tatbestände verweigern 
kann, ist weiter zu fordern, daß die vom Betriebsrat 
angegebenen Gründe zumindest einen Bezug zu einem die­
ser Tatbestände haben müssen. Entfernen sich die auf­
geführten Gründe soweit von dem Katalog der gesetzli­
chen Zustimmungsverweigerungsgründe, daß sie sich 
schlechterdings keinem der Tatbestände des § 99 Abs.
2 BetrVG zuordnen lassen, dann kann von einer ord­
nungsgemäßen Zustimmungsverweigerung nicht mehr ge­
sprochen werden. In einem solchen Palle ist die Zu­
stimmungsverweigerungserklärung ebenso wie beim Peh­
len jeglicher Begründung unbeachtlich (Fitting-Auf- 
farth-Kaiser, BetrVG, 12. Auf1., § 99 Anm. 38; Dietz- 
Richardi, BetrVG, 5. Aufl., § 99 Anm. 126; Galperin- 
Löwisch, BetrVG, 5. Aufl., § 99 Anm. 110; Brecht, 
BetrVG, § 99 Anm. 11).

Dagegen kann die Wirksamkeit der Zustimmungsver- 
weigerung nicht davon abhängen, ob die angegebenen 
Gründe auch schlüssig sind. Die mangelnde Schlüssig­
keit der Gründe kann dem völligen Pehlen von Gründen 
oder der Angabe von dem Katalog des § 99 Abs. 2 BetrVG 
schlechterdings nicht mehr zuzuordnenden Gründen 
nicht gleichgestellt werden. Eine solche Gleichstel­
lung würde für die Beteiligten zu einer unerträgli­
chen Rechtsunsicherheit darüber führen, ob die Zu­
stimmung des Betriebsrats als erteilt gilt und ob 
deshalb die personelle Maßnahme wirksam vorgenommen 
werden kann oder nicht. Die Prüfung der Schlüssigkeit 
muß vielmehr der gerichtlichen Entscheidung im Zustim­
mung ser set zungsverfahren nach § 99 Abs. 4 BetrVG Vor­
behalten bleiben. Wollte man dem Arbeitgeber ein Recht
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zur Schlüssigkeitsprüfung zugestehen, so wäre der Be­
triebsrat zur Herbeiführung einer Klärung der Rechts­
lage praktisch regelmäßig auf das Verfahren nach 
§ 101 BetrVG verwiesen, was entgegen der Absicht des 
Gesetzgebers auf eine Vertauschung der Parteirollen 
hinausliefe. Auch aus diesem Grunde muß der Arbeit­
geber das Zustiiamungsersetzungsverfahren nach § 99 
Abs. 4 BetrVG betreiben, w e m  er die vöm Bfetrieblrät 
angeführten Zustimmungsverweigerungsgründe für un­
schlüssig hält (Pitting-Auffarth-Kaiser, aaO, § 99 
Anm. 4-2; Galperin-Löwisch, aaO, § 99 Anm. 110; Roem- 
held, BB 1972, 1330 [13313; a.A. offenbar Prey, Bl 
1972, 923 C925 f.3).

Im vorliegenden Palle hat der Antragsteller sei­
ne Zustimmungsverweigerung damit begründet, daß die 
Einstellung des externen Bewerbers R zu einer
Benachteiligung des Mitarbeiters H führen
würde, der die fachlichen Voraussetzungen für die 
Stelle eines Schichtführers erfülle. Damit hat der 
Antragsteller den Zustimmungsverweigerungsgrund des 
§ 99 Abs. 2 Hr. 3 BetrVG angesprochen. Das reicht für 
die Wirksamkeit der Zustimmungsverweigerungserklärung 
aus» Es wäre deshalb nunmehr Sache der Antragsgegne­
rin gewesen, eine die Zustimmung ersetzende gericht­
liche Entscheidung zu beantragen. Ohne eine solche 
Entscheidung hätte sie den Beteiligten R nicht
einstellen dürfen. Da sie ihn trotzdem eingestellt 
hat, sind die Voraussetzungen des § 101 Satz 1 BetrVG 
gegeben.

3« Das Begehren des Antragstellers nach § 101 Satz 
1 BetrVG kann schließlich auch nicht daran scheitern,
daß der Antragsteller seine Zustimmung zur Einstel­
lung des Beteiligten R zu Unrecht verweigert
hat«
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Wie das Landesarbeitsgericht zutreffend angenom­
men hat, lag der Zustimmungsverweigerungsgrund des 
§ 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG, auf den der Antragsteller 
sich gestützt hat, nicht vor. Nach dieser Vorschrift 
kann der Betriebsrat die Zustimmung zu einer person- 
nellen Maßnahme verweigern, wenn die durch Tatsachen 
begründete Besorgnis besteht, daß infolge der perso­
nellen Maßnahme im Betrieb beschäftigte Arbeitnehmer 
gekündigt werden oder sonstige Nachteile erleiden, 
ohne daß dies aus betrieblichen oder persönlichen 
Gründen gerechtfertigt ist. Der Antragsteller sieht 
einen sonstigen Nachteil für den Mitarbeiter H 
darin, daß diesem durch die Einstellung des Betei­
ligten R die Chance entgeht, in die besser be­
zahlte Stelle des Schichtführers in der Flaschenab­
füllanlage aufzurücken. Das ist aber kein Nachteil 
im Sinne von § 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG. Wie der Senat 
bereits in seinem auch zur Veröffentlichung in der 
Amtlichen Sammlung und im Nachschlagewerk des Ge­
richts bestimmten Beschluß vom 7* November 1977 - 
1 ABI 55/75 - (zu m  5 c der Gründe) ausgesprochen 
hat, kommt als sonstiger Nachteil im Sinne der ge­
nannten Vorschrift nur der Verlust einer Rechtspo­
sition oder einer rechtserheblichen Anwartschaft 
innerhalb des Arbeitsverhältnisses in Betracht. Ein 
solcher Nachteil wäre nur anzunehmen, wenn der Mit­
arbeiter H aufgrund einer vertraglichen Zu­
sage oder aufgrund von Auswahlrichtlinien gemäß 
§ 95 BetrVG Anspruch auf die Schichtführerstelle 
gehabt hätte* Das war jedoch nicht der Fall. Die 
Nichtrealisierung einer bloßen Beförderungschance 
eines Mitarbeiters gibt dem Betriebsrat kein Zustim­
mungsverweigerungsrecht nach § 99 Abs. 2. Nr. 3 

BetrVG.
Das Fehlen eines gesetzlichen Zustimmungsver- 

weigerungsgrundes kann aber nur in dem dafür gesetz-
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lieh vorgesehenen Zustimmungsersetzungsverfahren 
nach § 99 Abs. 4 und § 100 Abs. 2 Satz 3 BetrVG gel­
tend gemacht werden. Im vorliegenden Verfahren nach 
§ 101 Satz 1 BetrVG muß dies unberücksichtigt blei­
ben. Das ergibt sich aus dem besonderen Zweck die­
ses Verfahrens« Es dient der Sicherung des Mitbe­
st immungsrechts des Betriebsrats nach § 99 Abs, 1 
Satz 1 BetrVG und soll den Arbeitgeber daran hindern, 
vor Abwicklung des Zustimmungs- und gegebenenfalls 
des Zustimmungsersetzungsverfahrens nach § 99 BetrVG 
vollendete Tatsachen zu schaffen. Mit diesem Schutz­
zweck des § 101 BetrVG wäre es unvereinbar, wollte 
man dem Arbeitgeber gestatten, sich gegenüber dem 
Begehren des Betriebsrats auf Rückgängigmachung der. 
unter Verletzung seines MitbeStimmungsrechts durch­
geführten personellen Maßnahme auf das Behlen eines 
gesetzlichen Zustimmungsverweigerungsgrundes zu be­
rufen und so dem Antrag des Betriebsrats den Boden 
zu entziehen. Würde man dies zulassen, so könnte der 
Arbeitgeber bei verweigerter Zustimmung des Betriebs­
rats unter Verzicht auf das Zustimmungsersetzungsver- 
fahren die personelle Maßnahme durchführen und ab- 
warten, ob der Betriebsrat von sich aus initiativ 
wird und das Verfahren nach § 101 BetrVG einleitet. 
Dieses auf rasche Beseitigung des vom Arbeitgeber 
gesetzwidrig herbeigeführten Zustandes angelegte 
Verfahren würde durch die Berufung des Arbeitgebers 
auf das Fehlen eines Zustimmungsverweigerungsgrundes 
verzögert» Im praktischen. Ergebnis würde dadurch fer­
ner das sonst vom Arbeitgeber zu betreibende Zustim- 
mungsersetzungsverfahren in das Verfahren nach § 100 
BetrVG verlagert. Das widerspräche dem in den Rege­
lungen der §§ 99 bis 101 BetrVG zum Ausdruck gekom­
menen gesetzgeberischen Ziel, den Arbeitgeber in die 
Position zu bringen, die nach dem früheren § 61 Abs« 
2 Satz 3 BetrVG 1952 der Betriebsrat hatte, wenn er
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einer personellen ffalnahme des Arbeitgebers widersprach, 
nämlich eine gerichtliche Entscheidung darüber herbei- 
zufütaan, ob sein ütderspruch begründet war«

Hiernach kann der Arbeitgeber dem Alt rag des Be­
triebsrats nach S ICH Satz 1 BetrVG weder mit der Be­
rufung auf das fehlen eines ZustimmthagBin^

noch kann er in diesmal Verfahren 
hilfsweis© den Antrag auf gerichtliche Ersetzung der 
Zustimmung des Betriebsrats zu der vorgemommeaem per­
sonellen HaBnahae stellen (MG lamia, Beschluß vom 28« 
Hai 1*975, BB 1974, 1355 fitt|||g-Auffartĥ Iaii|ri aaO, 
i 101 Anm* 2; Galperin-Löwisoh, aaO, I 101 Anm. 4; GK- 
Kraft, BetrVG, § 101 Ana« 6; Stege-Weinsptch, BetrVG,
3« Aufi«, (Pest Ziffer 4*524, S. 598; a.A. lietz-Richar- 
di, aaO, § 100 Ana® 70). Baher war auch der vom der 
Mtra««gegn.®rim in z«eittr Instanz hilf »weise gestell­
te Antrag auf Ersetzung der Zustimmung des Antragstel­
lers zur Einstellung des Beteiligten H zurückzu­
weisen®

gez.: Bichler Dr« Seidensticker
zugleich für den Urlaubs- 
abwesenden Richter am BAG Br, Bieterich

Gnade Br. Menzel
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